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Überschrift, Beschlussvorschlag 
 
Aufstockung des Schulsanierungsprogramms 
 
 
"Dem Rat der Stadt wird vom Finanz- und Personalausschuss (Ziffer 3) sowie vom 
  Bau- und Feuerwehrausschuss (Ziffer 1+2) folgender Beschluss empfohlen: 
 
1. Das laufende Schulsanierungsprogramm wird um weitere dringliche Instandsetzungs-

maßnahmen in der BBS V/Technikakademie, der Grund- und Hauptschule Rüningen, 
der Grundschule Rühme, der Grundschule Melverode, der Grundschule Waggum und 
der Hauptschule Sophienstraße aufgestockt. 

 
2. Die Bauvorhaben werden nicht im Rahmen von PPP-Projekten sondern in Eigenerledi-

gung durch den Fachbereich Gebäudemanagement abgewickelt. 
 
3. Für die vorgenannten Sanierungsprojekte werden bei dem „Projekt 3S.200001 FB 20 

Planungskosten“ Planungsmittel i. H. v. 500.000 € gemäß § 89 Abs. 1 NGO überplan-
mäßig bereitgestellt. Die Deckung wird durch die Inanspruchnahme von Mehreinnah-
men bei den Ansätzen „FAG – Schlüsselzuweisungen vom Land“ i. H. v. 150.000 € und 
„BVAG – Konzessionsabgabe“ i. H. v. 350.000 € gewährleistet.“ 
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Begründung: 
 
1.  Wenn der Rat die Beschlußvorlage der Verwaltung in Sachen PPP – Schulsanierung in 

seiner Sitzung am 31. Mail 2011 beschließt (Drucksachen Nr. 14366/11 und 14367/11), 
entsteht ein von der Verwaltung errechneter (abgezinster) Ersparnisbetrag von rund 25 
Millionen Euro gegenüber der Eigenerledigung (bezogen auf die Vertragslaufzeit von 25 
Jahren). Angesichts des erheblichen Sanierungsstaus schlägt die Verwaltung vor, die-
sen Betrag zusätzlich zu dem bisher vorgesehenen Sanierungsprogramm umgehend für 
weitere Schulsanierungsmaßnahmen einzusetzen.  

 
Wegen des funktionalen Zusammenhanges zu dem PPP-Beschluß am 31. Mai im Rat 
sollte nach Ansicht der Verwaltung auch dieses vom Rat beschlossen werden. Zugleich 
sollte der Rat angesichts der Größenordnung dieser weiteren Schulsanierungsmaßnah-
me selbst abschließend über die Auswahl der in Betracht kommenden Schulen ent-
scheiden.  
 
Die Verwaltung schlägt folgende Schulen vor: 

 
1. BBS V / Technikakademie     7,2 Mio. Euro 
2. GS/HS Rüningen      5,1 Mio. Euro 
3. GS Rühme       4.2 Mio. Euro 
4. GS Melverode       3,8 Mio. Euro 
5. GS Waggum       2,4 Mio. Euro 
6. HS Sophienstraße       2,7 Mio. Euro 

 
 

Die Sanierungskosten belaufen sich insgesamt auf rd. 25,4 Mio. €. Bei den genannten 
Kosten handelt es sich jedoch um grobe Kostenschätzungen, die im weiteren Verfahren 
noch überprüft und ggf. konkretisiert werden müssen. Zur Vorbereitung der Veranschla-
gung im Haushaltsplan 2012 sollen deshalb umgehend entsprechende Planungsaufträ-
ge vergeben werden. Von der Überprüfung und Konkretisierung der Kosten wird abhän-
gen, ob bzw. in welchem Umfang ein zusätzlicher Personalbedarf im Fachbereich Ge-
bäudemanagement erforderlich wird. 
 
Für die Auswahl der Schulen wurde die Prioritätenliste herangezogen, die mit den Berli-
ner Beratungsdiensten im Rahmen der Machbarkeitsstudie erstellt wurde. 

 
 
 
2.  Die Verwaltung schlägt dem Rat vor, diese Sanierungsmaßnahme im Wege der Eigener-

ledigung durch die Bauverwaltung auszuführen. Bevor vielleicht irgendwann einmal wie-
der die Stadt Gebäude im Wege des PPP-Modells saniert, sollten erst einmal mehrjähri-
ge Erfahrungen mit diesem Modell in der Praxis gesammelt werden.  

 
Dies entspricht auch einer Vereinbarung, die ich mit der Dienstleistungsgewerkschaft 
ver.di getroffen habe. Über die insoweit einvernehmlichen Ansichten in Sachen PPP und 
des künftigen Weges bei der Gebäudesanierung hatte ich Sie bereits durch Übersen-
dung der Pressemitteilung vom 4. Februar 2011 informiert (Anlage).  
 
Da dies eine Grundsatzentscheidung über eine wichtige Frage der städtischen Aufga-
benerledigung ist, sollte auch dies vom Rat beschlossen werden.  
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3. Bislang stehen im Haushaltsplan 2011 für die notwendigen Planungsarbeiten zur Sanie-
rung der vorgenannten Schulen keine Haushaltsmittel zur Verfügung. Die Instandset-
zung der Schulen ist aufgrund ihres desolaten Zustandes - auch nach Auffassung der 
jeweiligen Schulleitungen - allerdings dringlich. Deshalb sollen bereits im Haushaltsplan 
2012 erste Finanzierungsraten veranschlagt werden. Um die notwendigen Vorplanungen 
termingerecht abschließen zu können, werden zur Vergabe von Planungsaufträgen Fi-
nanzmittel i. H. v. 500.000 € benötigt, die überplanmäßig bereitgestellt werden müssen. 
Die Deckung für diese überplanmäßige Ausgabe kann durch Mehreinnahmen bei den 
Ansätzen „FAG – Schlüsselzuweisungen vom Land“ i. H. v. 150.000 € und „BVAG – 
Konzessionsabgaben“ i. H. v. 350.000 € gewährleistet werden. Die Entscheidung über 
die Mehrausgabe obliegt dem Rat, da die Wertgrenze von 150.000 € für Ausgaben von 
unerheblicher Bedeutung überschritten wird. 

 
 
 
 
gez. 
 
 
 
Dr. Hoffmann 
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[Suche]


[Druckansicht]


04. Februar 2011 


Kompromiss erzielt: Ver.di unterstützt Vorgehen in Sachen Schulsanierung  
OB: Neubau Bracke-Schule soll NiWo übernehmen 
Braunschweig. Die Dienstleistungsgewerkschaft ver.di akzeptiert das Vorhaben der Stadt, die 
Schulsanierung mithilfe privater Unternehmen voranzubringen, da es vergaberechtlich ohnehin nicht 
mehr aufzuhalten ist. Dies sei eine Position, auf die sich Stadt und ver.di verständigen können, sagten 
Freddy Pedersen, verantwortlicher ver.di Sekretär in Braunschweig, und Oberbürgermeister Dr. Gert 
Hoffmann. Bei den Themen Leistungsorientierte Bezahlung und Beschäftigungssicherung seien die 
Beteiligten im Übrigen gut vorangekommen, sagte Pedersen. „Die Beziehung ist von Offenheit, 
gegenseitigem Vertrauen und Verlässlichkeit geprägt.“ 


Ver.di respektiert die vergaberechtlichen Tatsachen und teilt die Einschätzung der Stadtverwaltung, 
dass das derzeit laufende Sanierungsprojekt die Schulsanierung in kurzer Zeit einen großen Schritt 
voranbringt. Es zeichne sich in der Tat ab, so OB Dr. Hoffmann, dass die PPP-Vergabe erheblich 
günstiger werden könne als wenn die Stadt die Sanierung der ausgewählten Schulen selbst 
übernähme. Ver.di wird, so Pedersen, diesen Sachverhalt sorgfältig überprüfen und bewerten.  


Im Interesse einer guten Zusammenarbeit seien sich Stadt und ver.di darüber einig, dass Großprojekte 
dieser Art in Zukunft wieder eigenständig von der Stadt geleistet werden sollen. Dazu müssten 
Strukturen geschaffen werden, um die Bauverwaltung in die Lage zu versetzen, Großprojekte in 
Eigenregie kostengünstiger und professioneller umzusetzen als es ihr bisher möglich sei. Diese 
Überlegungen ständen auch vor dem Hintergrund, dass das derzeitige Projekt sich als sehr komplex 
und langwierig in der Vorbereitung erwiesen habe. In den nächsten fünf Jahren sollte es daher keine 
weiteren PPP-Projekte geben. OB Dr. Hoffmann will das jedenfalls dem Rat so vorschlagen. Man sollte 
erst einmal sehen, wie sich das einige Jahre in der Praxis bewähre.  


So werde die Stadt dem Rat bezüglich des Neubaus der Wilhelm-Bracke-Schule ein anderes 
Realisierungskonzept vorschlagen, kündigte der OB an. Die Überlegungen gingen derzeit dahin, dass 
die zum städtischen Konzern gehörende Nibelungen Wohnbaugesellschaft in Erweiterung ihrer 
bisherigen Geschäftsfelder die Schule baue und sie der Stadt dann vermiete. Dadurch ergäben sich 
auch neue Chancen und Aufgaben für diese städtische Gesellschaft, so der OB. Näheres dazu werde 
er im Laufe der kommenden Monate vorstellen. Rolf Wettig, Vorsitzender des Konzern-/Betriebs-
/Personalrats begrüßte diese Überlegungen.  


Insgesamt, so OB Dr. Hoffmann zusammenfassend, werde in der Stadt in den nächsten vier Jahren für 
Schulsanierungen einschließlich des PPP-Programms und des Neubaus der Wilhelm-Bracke-Schule 
125 Millionen Euro investiert.  


Zufrieden zeigte sich Pedersen auch, dass Stadt und Gesamtpersonalrat die Vereinbarung zum 
Ausschluss betriebsbedingter Kündigungen bis 2016 verlängert haben. „Das war mir ein besonderes 
Anliegen“, so Pedersen. „Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter haben durch den Stellenabbau der 
vergangenen Jahre große Lasten tragen müssen. Das honoriert die Vereinbarung.“ Stadt und ver.di 
seien sich grundsätzlich einig, dass der Stellenabbau für den Sparkurs und den Schuldenabbau nötig 
war. Mit der Regelung, dass betriebsbedingte Änderungskündigungen ohne finanzielle 
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Verschlechterung zulässig bleiben, sei ein guter Kompromiss gefunden worden, der 
Arbeitsplatzsicherheit und flexibles Personalmanagement für die 2.300 Beschäftigten gleichermaßen 
ermögliche, sagte Heinz Zobel, Vorsitzender des Gesamtpersonalrats.  


Positiv hoben Pedersen und der OB auch die Überarbeitung der leistungsorientierten Bezahlung hervor. 
„Dies ist ein Instrument aus der freien Wirtschaft, das Innovation, Motivation und Arbeitszufriedenheit 
am Arbeitsplatz unterstützen kann“, sagte Pedersen. Das bisherige Modell sei sinnvoll überarbeitet 
worden, sagte der OB. Langfristig seien sich Stadt und ver.di einig, solle es Zielvereinbarungen geben, 
damit die Mitarbeiterbeteiligung stärker Berücksichtigung findet, die Leistung des einzelnen noch besser 
an den veränderten Anforderungen der jeweiligen Stelle gemessen werden und die Bewertung noch 
objektiver werden könne.  


„Verwaltungsmodernisierung ist ein gemeinsames Ziel von Stadt und ver.di“, sagte Pedersen 
abschließend. „Wir haben uns daher entschlossen, diesen Weg gemeinsam zu gehen und uns auf 
vielen Feldern bereits verständigt.“ Von dem sachlichen und konstruktiven Austausch profitierten beide 
Seiten, nicht zuletzt habe man auch voneinander gelernt, betonten Pedersen und OB Dr. Hoffmann.  
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